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ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden Ausschuss für 

bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres, folgende Änderungsanträge zu berücksichtigen: 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 14 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (14a) Es werden hochsensible 

biometrische Daten erhoben. Aufgrund 

dieser Sensibilität sollten die Erhebung 

und die Nutzung der Daten vor der 

Entscheidung, ob sie im SIS erfasst 

werden sollen, einer akkuraten Analyse 

unterzogen werden. Biometrische 

Identifikatoren sollten nur unter 

konkreten Voraussetzungen eingeführt 

und abgefragt werden, die den 

Anforderungen des 

datenschutzrechtlichen Rahmens an die 

Verhältnismäßigkeit gerecht werden. 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 21 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(21) In der Verordnung sollten 

verbindliche Vorschriften für die 

Konsultation nationaler Behörden für den 

Fall festgelegt werden, dass ein 

Drittstaatsangehöriger Inhaber eines in 

einem Mitgliedstaat gewährten gültigen 

Aufenthaltstitels oder einer sonstigen von 

einem Mitgliedstaat gewährten 

Genehmigung zum Aufenthalt ist oder 

möglicherweise einen solchen oder eine 

solche erhält und ein anderer Mitgliedstaat 

beabsichtigt, den betreffenden 

Drittstaatsangehörigen zur Einreise- und 

(21) In der Verordnung sollten 

verbindliche Vorschriften für die 

Konsultation nationaler Behörden für den 

Fall festgelegt werden, dass ein 

Drittstaatsangehöriger Inhaber eines in 

einem Mitgliedstaat gewährten gültigen 

Aufenthaltstitels oder einer sonstigen von 

einem Mitgliedstaat gewährten 

Genehmigung zum Aufenthalt ist oder 

möglicherweise einen solchen oder eine 

solche erhält und ein anderer Mitgliedstaat 

beabsichtigt, den betreffenden 

Drittstaatsangehörigen zur Einreise- und 
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Aufenthaltsverweigerung auszuschreiben, 

oder dies bereits getan hat. Solche 

Situationen führen zu erheblicher 

Unsicherheit bei Grenzschutzbeamten, der 

Polizei und den Einwanderungsbehörden. 

Daher sollte ein verbindlicher Zeitrahmen 

für eine rasche Konsultation mit 

eindeutigem Ergebnis festgelegt werden, 

um zu verhindern, dass Personen, die eine 

Gefahr darstellen, in den Schengen-Raum 

einreisen können. 

Aufenthaltsverweigerung auszuschreiben, 

oder dies bereits getan hat. Solche 

Situationen führen zu erheblicher 

Unsicherheit bei Grenzschutzbeamten, der 

Polizei und den Einwanderungsbehörden. 

Daher sollten eindeutige Leitlinien und 

ein verbindlicher Zeitrahmen für eine 

rasche Konsultation mit eindeutigem 

Ergebnis festgelegt werden, um zu 

verhindern, dass Personen, die eine Gefahr 

darstellen, in den Schengen-Raum 

einreisen können. 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 26 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(26) Daten, die im SIS in Anwendung 

dieser Verordnung verarbeitet werden, 

sollten Drittstaaten oder internationalen 

Organisationen nicht übermittelt oder zur 

Verfügung gestellt werden. 

(26) Daten, die im SIS in Anwendung 

dieser Verordnung verarbeitet und 

gespeichert werden, sowie den 

bevollmächtigten Behörden bereits zur 

Verfügung gestellte Angaben aus dem SIS 
sollten Drittstaaten oder internationalen 

Organisationen nicht übermittelt oder zur 

Verfügung gestellt werden. 

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 42 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

  (42a) Für die Verarbeitung 

personenbezogener Daten von 

schutzbedürftigen Drittstaatsangehörigen 

wie zum Beispiel Kindern sollten 

gesonderte Schutzmaßnahmen 

vorgeschrieben werden. 
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Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 42 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

  (42b) Sofern Kinder betroffen sind, 

sollte das Kindeswohl bei der Anwendung 

dieser Verordnung vorrangig 

berücksichtigt werden. Wenn ein Kind 

betreffende Daten in das SIS 

aufgenommen werden, sollten diese im 

Einklang mit dem Übereinkommen der 

Vereinten Nationen über die Rechte des 

Kindes nur zum Zweck der Verhütung, 

Aufdeckung und Untersuchung von 

Fällen vermisster Kinder und für den 

Schutz des Kindeswohls genutzt werden. 

 

Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 42 c (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (42c) Alle im Zusammenhang mit dem 

SIS getroffenen Maßnahmen sollten im 

Einklang mit der Charta der Grundrechte 

der Union stehen. Die Mitgliedstaaten 

sollten von der Asylagentur der 

Europäischen Union und der Agentur der 

Europäischen Union für Grundrechte 

gemeinsam festgelegte und überwachte 

Leitlinien mit Blick auf eine einheitliche 

Vorgehensweise bei der Abnahme von 

Fingerabdrücken und der Aufnahme von 

Gesichtsbildern illegal aufhältiger 

Drittstaatsangehöriger anwenden, wobei 

diese Leitlinien auf der Checkliste der 

Agentur der Europäischen Union für 

Grundrechte beruhen sollten. Die 

Mitgliedstaaten sollten bei der Abnahme 

von Fingerabdrücken und der Aufnahme 

von Gesichtsbildern jederzeit die Würde 

und die physische Integrität der 

Minderjährigen achten. Die 
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Mitgliedstaaten sollten keine 

Zwangsmaßnahmen anwenden, um die 

Abnahme der Fingerabdrücke von 

Minderjährigen zu erzwingen. 

Begründung 

Im Einklang mit dem Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes 

müssen Kinder human und mit Achtung behandelt werden, wobei den mit ihrem Alter 

verbundenen Bedürfnissen Rechnung zu tragen ist. Deshalb ist besonderes Augenmerk auf die 

konkrete Lage von Minderjährigen zu richten. Das Kindeswohl ist stets vorrangig zu 

berücksichtigen. 

 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 53 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (53a) Änderungen der Verordnung oder 

neu aufgenommene Bestimmungen 

sollten keine unnötigen Hindernisse für 

Mitgliedstaaten schaffen, die dem 

Schengen-Raum zu einem späteren 

Zeitpunkt beitreten werden oder gerade 

das Beitrittsverfahren durchlaufen. 

 

Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 19 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Kommission führt in Zusammenarbeit 

mit den nationalen Aufsichtsbehörden und 

dem Europäischen 

Datenschutzbeauftragten regelmäßig 

Aufklärungskampagnen zur Information 

der Öffentlichkeit über die Ziele des SIS, 

die gespeicherten Daten, die zum Zugang 

zum SIS berechtigten Behörden und die 

Rechte der betroffenen Personen durch. 

Die Mitgliedstaaten entwickeln in 

Zusammenarbeit mit ihren nationalen 

Aufsichtsbehörden die erforderlichen 

Die Kommission führt in Zusammenarbeit 

mit den nationalen Aufsichtsbehörden und 

dem Europäischen 

Datenschutzbeauftragten regelmäßig 

Aufklärungskampagnen zur Information 

der Öffentlichkeit und von 

Drittstaatsangehörigen über die Ziele des 

SIS, die gespeicherten Daten, die zum 

Zugang zum SIS berechtigten Behörden 

und die Rechte der betroffenen Personen 

durch. Die Mitgliedstaaten entwickeln in 

Zusammenarbeit mit ihren nationalen 
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Maßnahmen zur allgemeinen Information 

ihrer Bürger über das SIS und setzen diese 

um. 

Aufsichtsbehörden die erforderlichen 

Maßnahmen zur allgemeinen Information 

ihrer Bürger und von 

Drittstaatsangehörigen über das SIS und 

setzen diese um. 

 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 20 – Absatz 2 – Buchstabe s 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

s) Kategorie des Ausweispapiers der 

Person; 

s) Kategorie des aktuellen oder 

früherer Ausweispapiere der Person oder 

anderer Papiere, die die Person bislang 

unter ihren Aliasnamen verwendet hat; 

 

Änderungsantrag 10 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 20 – Absatz 2 – Buchstabe u 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

u) Nummer(n) des Ausweispapiers der 

Person; 

u) Nummer(n) des aktuellen oder 

früherer Ausweispapiere der Person oder 

anderer Papiere, die die Person bislang 

unter ihren Aliasnamen verwendet hat; 

 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 24 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(1) Die Daten zu 

Drittstaatsangehörigen, die zur Einreise- 

und Aufenthaltsverweigerung 

ausgeschrieben sind, werden aufgrund 

einer nationalen Ausschreibung in das SIS 

eingegeben, die auf einer Entscheidung der 

zuständigen Verwaltungs- oder 

Justizbehörden beruht, wobei die 

Verfahrensregeln des nationalen Rechts zu 

(1) Die Daten zu 

Drittstaatsangehörigen, die zur Einreise- 

und Aufenthaltsverweigerung 

ausgeschrieben sind, werden aufgrund 

einer nationalen Ausschreibung in das SIS 

eingegeben, die auf einer dem Grundsatz 

„ne bis in idem“ Rechnung tragenden 

Entscheidung der zuständigen 

Verwaltungs- oder Justizbehörden beruht, 
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beachten sind; diese Entscheidung darf nur 

auf der Grundlage einer individuellen 

Bewertung ergehen. Rechtsbehelfe gegen 

diese Entscheidungen richten sich nach 

den nationalen Rechtsvorschriften. 

wobei die Verfahrensregeln des nationalen 

Rechts zu beachten sind; diese 

Entscheidung darf nur auf der Grundlage 

einer individuellen Bewertung ergehen. 

Wirksame Rechtsmittel und Rechtsbehelfe 

gegen diese Entscheidungen sowie das 

Recht, über die eigenen 

personenbezogenen Daten Auskunft zu 

erhalten und diese löschen, 

vervollständigen oder bestätigen zu 

lassen, werden im vollumfänglichen 

Einklang mit der Verordnung (EU) 

2016/679 zugesichert, was auch für 

Drittstaatsangehörige, die sich nicht in 

der EU aufhalten, gilt. 

 

Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 29 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(2) Für die Zwecke des Artikels 24 

Absätze 2 und 3 und des Artikels 27 

können auch die nationalen Justizbehörden, 

einschließlich derjenigen, die für die 

Erhebung der öffentlichen Klage im 

Strafverfahren und justizielle Ermittlungen 

vor Anklageerhebung zuständig sind, 

sowie ihre Koordinierungsstellen zur 

Ausführung ihrer Aufgaben – wie in den 

nationalen Rechtsvorschriften 

vorgesehen – Zugriff auf die in das SIS 

eingegebenen Daten mit dem Recht 

erhalten, diese unmittelbar abzufragen. 

(2) Der Zugriff auf das SIS steht 

ausschließlich entsprechend 

bevollmächtigten Bediensteten der 

benannten Behörden offen, die geeignete 

Schulungen über Datensicherheit und 

-schutz absolviert haben. Für die Zwecke 

des Artikels 24 Absätze 2 und 3 und des 

Artikels 27 können auch die nationalen 

Justizbehörden, einschließlich derjenigen, 

die für die Erhebung der öffentlichen 

Klage im Strafverfahren und justizielle 

Ermittlungen vor Anklageerhebung 

zuständig sind, sowie ihre 

Koordinierungsstellen zur Ausführung 

ihrer Aufgaben – wie in den nationalen 

Rechtsvorschriften vorgesehen – Zugriff 

auf die in das SIS eingegebenen Daten mit 

dem Recht erhalten, diese unmittelbar 

abzufragen. 

 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 47 – Absatz 1 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(1) Das Recht der betroffenen 

Personen, über die zu ihrer Person im SIS 

gespeicherten Daten Auskunft zu erhalten 

oder diese Daten berichtigen oder löschen 

zu lassen, richtet sich nach dem Recht des 

Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet das 

Auskunftsrecht beansprucht wird. 

(1) Das Recht der betroffenen 

Personen, über die zu ihrer Person im SIS 

gespeicherten Daten Auskunft zu erhalten 

oder diese Daten berichtigen oder löschen 

zu lassen, richtet sich nach dem Recht des 

Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet das 

Auskunftsrecht beansprucht wird, wobei es 

unerheblich ist, ob sich die betroffene 

Person in der Union aufhält. 

 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 49 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(1) Jeder hat das Recht, einen 

Rechtsbehelf wegen einer seine Person 

betreffenden Ausschreibung auf Auskunft, 

Berichtigung, Löschung, Information oder 

Schadensersatz bei dem Gericht oder der 

Behörde einzulegen, das beziehungsweise 

die nach dem Recht eines Mitgliedstaats 

zuständig ist. 

(1) Jeder hat das Recht, bei dem 

Gericht oder der Behörde, das 

beziehungsweise die nach dem Recht 

eines Mitgliedstaats zuständig ist, einen 

Rechtsbehelf mit Blick auf Auskunft über 

bzw. Berichtigung oder Löschung von 

Angaben oder auf die Erlangung von 

Schadensersatz wegen einer seine Person 

betreffenden Ausschreibung einzulegen, 

wobei es unerheblich ist, ob sich die 

Person zum Zeitpunkt, in dem sie diesen 

Rechtsbehelf einlegt, in der Union 

aufhält. 
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